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Amtsblatt Nr. 7/2025 
 

 

 
Sitzung des Jugendhilfeausschusses 

 
Am Mittwoch, 19. Februar 2025, 14:00 Uhr findet in dem Sitzungssaal, Zimmer 400, Kantstraße 8, 
89231 Neu-Ulm eine Sitzung des Jugendhilfeausschusses statt. 

 
 

Tagesordnung 
 
Öffentlicher Teil 
 
1. Genehmigung der Niederschrift über die Sitzung des Jugendhilfeausschusses vom 06.06.2024 und 

21.11.2024 
 

2. Umbesetzung des Jugendhilfeausschusses  
 

3. Bericht der Verfahrenslotsin 
 
4. Jahresbericht der Erziehungsberatungsstelle Neu-Ulm/Illertissen 
 
5. Arbeitsbericht des Kreisjugendrings  
 
6. Zuschussantrag der Psychologischen Beratungsstelle für Ehe-, Familien- und Lebensfragen der Diöze-

se Augsburg 
 
7. Vorberatung des Haushaltsplanentwurfs 2025 für die in den Zuständigkeitsbereich des Jugendhilfeaus-

schusses fallenden Haushaltsansätze 
 
8. Informationen und Anfragen 

 
Im Anschluss daran findet eine nichtöffentliche Sitzung statt. 
 

 
Az. 0143.07                   LABl NU S. 17/2025 
_______________________________________________________________________________________ 
 

 

Sitzung des Ausschusses für Bildung, Kultur und Sport 
 
Am Donnerstag, 20. Februar 2025, 09:00 Uhr findet in dem Sitzungssaal, Zimmer 400b, Kantstraße 8, 
89231 Neu-Ulm eine Sitzung des Ausschusses für Bildung, Kultur und Sport statt. 

 
 

Tagesordnung 
 
Öffentlicher Teil 
 
1. Genehmigung der Niederschrift über die Sitzung des Ausschusses für Bildung, Kultur und Sport vom 

05.12.2024. 
 

2. Schülerbewegung im Landkreis Neu-Ulm 
 

3. Genehmigung des Haushaltsplans 2025 der Städtischen Wirtschaftsschule Senden 
 
4. Genehmigung des Haushaltsplans 2025 der städtischen Realschule Weißenhorn 
 
5. Genehmigung des Haushaltsplans 2025 der Johannes-von-La Salle-Realschule Illertissen 
 
6. Genehmigung des Haushaltsplans 2025 für das Kolleg der Schulbrüder Illertissen – Gymnasium 
 
7. Kolleg der Schulbrüder – Antrag auf Anpassung des Vertrags zur Neuordnung der Rechtsverhältnisse 

der Diözese Augsburg und dem Landkreis Neu-Ulm hinsichtlich der Übernahme von Schönheitsrepara-
turen 
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8. Freiwillige Leistungen – Anpassung der Fördersätze 
 
9. Kulturförderung 2025  
 
10. Vorberatung des Haushaltsplanentwurf 2025 für die in den Zuständigkeitsbereich des Ausschusses für 

Bildung, Kultur und Sport fallenden Haushaltsansätze 
 
11. Informationen und Anfragen 

 
Im Anschluss daran findet eine nichtöffentliche Sitzung statt. 
 

 
Az. 0143.05                   LABl NU S. 17/2025 
_______________________________________________________________________________________ 
 

 

Amtliche Bekanntmachung des Landratsamtes Neu-Ulm 

 – unter Bauaufsichtsbehörde – gemäß Art 66 Abs. 2  

der Bayer. Bauordnung 

 
Das Landratsamt Neu-Ulm – untere Bauaufsichtsbehörde – hat die diesem Amtsblatt als Anlage 1 beigefüg-
te Bescheinigung vom 06.02.2025, Az. 31-6024.20240151, über die Baugenehmigung zur Errichtung von 2 
Balkonen und einer Überdachung an den 2 bestehenden Balkonen an der südlichen Gebäudeseite, Errich-
tung eines Balkons mit Überdachung an der nördlichen Gebäudeseite, Erhöhung der Garagen mit neuem 
Pultdach, Errichtung einer Mülleinhausung, auf dem Grundstück Fl. Nr. 665/5 der Gemarkung Senden aus-
gestellt.  
 
Die Akten des Baugenehmigungsverfahrens können beim Landratsamt Neu-Ulm, Außenstelle Bahnhofstraße 
39, 41, 89231 Neu-Ulm, nur nach vorheriger Terminvereinbarung währen der Dienststunden bei Frau Dan-
kert eingesehen werden. Mit dem Tag der Bekanntmachung gilt die Zustellung der Baugenehmigung als be-
wirkt.  
 
Az. 31-6024.2-20240151 LABl NU S. 18/2025 
 

gez. Eva Treu, Landrätin 
_______________________________________________________________________________________ 

 

BEKANNTMACHUNGEN ANDERER 

BEHÖRDEN UND DIENSTSTELLEN! 

 
Verwaltungsgemeinschaft Pfaffenhofen a.d.Roth 89284 Pfaffenhofen, 11.02.2025 
   Kirchplatz 5 
 

 
Haushaltssatzung des Abwasserzweckverbandes „Mittleres Rothtal“ 

 
Die o.g. Haushaltssatzung liegt diesem Amtsblatt als Anlage 2 bei. 
 
 
_______________________________________________________________________________________ 
 
 
 
 
 

 



19 
  

 

Anlage 4 

Anlage 3 
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Abfallwirtschaftsbetrieb des Landkreises Neu-Ulm 89264 Weißenhorn, 12.02.2025 
   Daimlerstraße 36 

 

 

Bekanntmachung der Satzung zur Neufassung der Gebührensatzung für die 

öffentliche Abfallentsorgung im Landkreis Neu-Ulm  

 
Die o.g. Neufassung der Gebührensatzung für die öffentliche Abfallentsorgung im Landkreis Neu-Ulm vom 
20.01.2025 liegt diesem Amtsblatt als Anlage 3 bei. 
_______________________________________________________________________________________  
 
 
Abfallwirtschaftsbetrieb des Landkreises Neu-Ulm 89264 Weißenhorn, 12.02.2025 
   Daimlerstraße 36 

 

 

Bekanntmachung über die Neufassung der Rechtsverordnung  

des Landkreises Neu-Ulm zur Übertragung einzelner Aufgaben der Abfallentsorgung  

an kreisangehörige Gemeinden (Übertragungsverordnung) 

 

Die o.g. Neufassung der Rechtsverordnung liegt diesem Amtsblatt als Anlage 4 bei. 
 

_______________________________________________________________________________________ 
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Landratsamt Neu-Ulm Kantstraße 8 89231 Neu-Ulm 

Postzustellungsurkunde 
Herren 
Tolgahan Canki 
Batikagan Canki 
Laupheimer Straße 16 
89155 Erbach 

[1) Landratsamt Neu-Ulm 

Rechtliche Bauordnung 

Bearbeiter/in: 

Zimmer: 

Telefon: 

Telefax: 

E-Mail 

Frau Dankert 

322 (Bahnhofstraße 39, 41, Neu-Ulm) 

0731/7040-31104 

0731/7040-31999 

tina.dankert@landkreis-nu.de 

Unser Zeichen: 31-6024.2 -20240151 

Datum 06.02.2025 

Bauvorhaben: Errichtung von 2 Balkonen und einer Überdachung an den 2 bestehenden Balkonen 
an der südlichen Gebäudeseite, Errichtung eines Balkons mit Überdachung an der 
nördlichen Gebäudeseite, Erhöhung der Garagen mit neuem Pultdach, Errichtung 
einer Mülleinhausung 

Bauort: Grundstück FI.Nr. 665/5 der Gemarkung Senden 

Zum Antrag vom 13.02.2024, eingegangen beim Landratsamt Neu-Ulm am 26.03.2024. 

Das Landratsamt Neu-Ulm erlässt folgende 

Bescheinigung: 

1. Es wird bescheinigt, dass die Baugenehmigung kraft Gesetzes als erteilt gilt. Die nachstehenden 
Auflagen sind zu beachten: 

Rechtsbehelfsbelehrunq

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach seiner Bekanntgabe Klage erhoben 
werden bei dem 

Öffnungszeiten: Mo - Mi und Fr 7.30 - 12.30 Uhr 
und Do 7.30- 17.30 Uhr und nach Vereinbarung 
Internet: www.landkreis-nu.de 

Sparkasse Neu-Ulm - Illertissen 
IBAN: DE73 7305 0000 0430 0125 18 
SWIFT-BIC: BYLADEM1 NUL 

Anlage 1 zum Kreisamtsblatt Nr. 7 vom 13.02.2025
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Bayerischen Verwaltungsgericht in Augsburg, 
Postfachanschrift: Postfach 11 23 43, 86048 Augsburg, 

Hausanschrift: Kornhausgasse 4, 86152 Augsburg. 

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrunq 

Die Einlegung des Rechtsbehelfs ist schriftlich, zur Niederschrift oder elektronisch in einer für den 
Schriftformersatz zugelassenen Form möglich. Die Einlegung eines Rechtsbehelfs per einfacher E-Mail 
ist nicht zugelassen und entfaltet keine rechtlichen Wirkungen! 

Ab 01.01.2022 muss der in § 55d VwGO genannte Personenkreis Klagen grundsätzlich elektronisch 
einreichen. 

Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor den Verwaltungsgerichten infolge der Klageerhebung 
eine Verfahrensgebühr fällig. 



I. 
 

Haushaltssatzung     
des Abwasserzweckverbandes "Mittleres Rothtal"  
      
(Landkreis Neu-Ulm)     
      
für das Haushaltsjahr 2025    

      
Auf Grund der §§ 10 und 21 der Verbandssatzung sowie der Art. 40 und 41  
des Gesetzes über die kommunale Zusammenarbeit (KommZG) in Verbindung  
mit Art. 63 ff. der Gemeindeordnung (GO) erlässt der Zweckverband folgende 

Haushaltssatzung: 

     

      
§ 1 

      
Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2025 wird   
im Verwaltungshaushalt    
in den Einnahmen und Ausgaben auf  € 1.486.000 

      
und      

      
im Vermögenshaushalt    
in den Einnahmen und Ausgaben auf  € 2.059.200 

festgesetzt.     

      
§ 2 

      
Der Gesamtbetrag für Kreditaufnahmen für Investitionen und  
Investitionsfördermaßnahmen wird auf  € 150.000 

festgesetzt.      
      

§ 3 

      
Verpflichtungsermächtigungen im Vermögenshaushalt werden nicht 

festgesetzt.     

      
§ 4 

      
a. Betriebskostenumlage    

      
Eine Betriebskostenumlage wird nicht erhoben.   

      
b. Investitionsumlage    

      
Eine Investitionsumlage wird nicht erhoben.   

Anlage 2 zum Kreisamtsblatt Nr. 7 vom 13.02.2025



      

      
§ 5 

      
Der Höchstbetrag der Kassenkredite zur rechtzeitigen Leistung von  

Ausgaben  nach  dem  Haushaltsplan wird auf       € 240.300 festgesetzt 

      
§ 6 

 
Weitere Festsetzungen werden nicht vorgenommen. 

 
§ 7 

 
Diese Haushaltssatzung tritt am 1. Januar 2025 in Kraft. 
 
Pfaffenhofen, den 30.01.2025 
 
Abwasserzweckverband  
„Mittleres Rothtal“ 
gez. Dr. Sebastian Sparwasser 
Zweckverbandsvorsitzender 
 

II. 
 
Das Landratsamt Neu-Ulm hat mit Schreiben vom 29.01.2025, AZ; 21-9411.31/P 

mitgeteilt, dass der Kreditbetrag auf 150.000 € festgesetzt wurde. Dieser 

voraussichtliche Kreditbedarf kann jedoch vollständig aus den nicht 

inanspruchgenommenen Kreditermächtigungen aus den Vorjahren gedeckt werden. 

Eine Genehmigung nach Art. 40 KommZG, Art. 71 Abs. 2 Satz 1 GO ist daher nicht 

erforderlich.  

 
 
 

III. 
 
Die Haushaltssatzung und der Haushaltsplan mit allen weiteren Anlagen liegen bis 
zur nächsten amtlichen Bekanntmachung einer Haushaltssatzung während der 
allgemeinen Geschäftszeiten in der Verwaltungsgemeinschaft Pfaffenhofen a. d. 
Roth, Kirchplatz 6, 89284 Pfaffenhofen a. d. Roth öffentlich zur Einsichtnahme aus. 
 



Abfallgebührensatzung 

des Landkreises Neu-Ulm 

Anlage 3 zum Kreisamtsblatt Nr. 7 vom 13.02.2025
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SATZUNG 

zur Neufassung der Gebührensatzung für die 
öffentliche Abfallentsorgung im Landkreis Neu-Ulm 

vom 20.01.2025 

Der Landkreis Neu-Ulm erlässt aufgrund des Art. 7 Abs. 2 und 5 des Gesetzes zur Vermeidung, 
Verwertung und sonstigen Bewirtschaftung von Abfällen in Bayern (Bayerisches 
Abfallwirtschaftsgesetz - BayAbfG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 9. August 1996 
(GVBI Seite 396, 449 BayRS 2129-2-1-U) zuletzt geändert durch § 2 des Gesetzes vom 25. 
Mai 2021 (GVBI. Seite 286) in Verbindung mit Art. 1, 2 und 8 des Kommunalabgabengesetzes 
(KAG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 4. April 1993 (GVBI. Seite 264, BayRS 2024-
1-I), zuletzt geändert durch § 1 Abs. 10 der Verordnung vom 4. Juni 2024 (GVBI. S. 98) folgende 

Gebührensatzung: 

§1 
Gebührenerhebung 

Der Landkreis Neu-Ulm erhebt für die Benutzung der öffentlichen Abfallwirtschafts- und 
Abfallentsorgungseinrichtungen Gebühren. 

§ 2
Gebührenschuldner 

(1) Gebührenschuldner ist, wer die Abfallwirtschafts- und Abfallentsorgungseinrichtungen 
des Landkreises benutzt. 

(2) Bei der Abfallentsorgung im Bring- und Holsystem nach § 10 der Abfallwirtschaftssatzung 
in der jeweils geltenden Fassung in den in Anhang 2 zu dieser Satzung aufgeführten 
Städten und Gemeinden, in deren Gebiet der Landkreis ausschließlicher öffentlich-
rechtlicher Entsorgungsträger ist, gilt der Eigentümer oder der dinglich 
Nutzungsberechtigte als Anschlussberechtigter im Sinne des § 5 Abs. 2 der 
Abfallwirtschaftssatzung in der jeweils geltenden Fassung der an die Abfallwirtschafts-
und Abfallentsorgungseinrichtungen des Landkreises angeschlossenen Grundstücke als 
Benutzer. Bei Verwendung von Restabfallsäcken nach § 12 Abs. 2 Nr. 6 der 
Abfallwirtschaftssatzung in der jeweils geltenden Fassung ist der Erwerber, bei 
Inanspruchnahme der Sperrmüllabfuhr nach § 12 Abs. 6 der Abfallwirtschaftssatzung in 
der jeweils geltenden Fassung der die Leistung Abrufende Benutzer. Die Gebühren nach 
§ 4 Abs. 1 bis 6 und Abs. 8 bis 11 begründen nicht nur eine persönliche Haftung des oder 
der Gebührenschuldner, sondern liegen wegen ihrer Grundstücksbezogenheit zugleich 
als öffentliche Last auf dem Grundstück. Mehrere Benutzer oder Schuldner sind 
Gesamtschuldner. 

(3) Bei der Abfallentsorgung durch die eigenverantwortlichen Städte und Gemeinden nach § 
1 Abs. 13 der Abfallwirtschaftssatzung in der jeweils geltenden Fassung ist die jeweilige 
in Anhang 1 aufgeführte Stadt oder Gemeinde, in deren Auftrag die Abfälle erfasst 
werden, Benutzer. 
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(4) Bei Abfallentsorgung im Rahmen des Bringsystems nach § 10 Nr. 1 Buchstabe a) und § 
28 Nr. 1 der Abfallwirtschaftssatzung in der jeweils geltenden Fassung oder bei 
Selbstanlieferung von Abfällen nach § 10 Nr. 2 und § 28 Nr. 2 der Abfallwirtschaftssatzung 
in der jeweils geltenden Fassung sind der Abfallerzeuger und der Anlieferer Benutzer; bei 
der Anlieferung im Auftrag Dritter sind der Anlieferer und der Auftraggeber Benutzer. 
Mehrere Benutzer oder Schuldner sind Gesamtschuldner. 

(5) Die Abfallwirtschafts- und Abfallentsorgungseinrichtungen des Landkreises benutzt auch 
derjenige, dessen unzulässig behandelte, gelagerte oder abgelagerte Abfälle der 
Landkreis entsorgt. 

(6) Miteigentümer, andere dinglich Nutzungsberechtigte eines angeschlossenen oder 
anschlussfähigen Grundstücks sowie Wohnungs- und Teileigentümer I. S. des 
Wohnungseigentumsgesetzes und Benutzer nach Abs. 2 Satz 1 sowie an eine 
Behältergemeinschaft angeschlossene Benutzer nach § 17 Abs. 3 oder nach § 17 Abs. 4 
der Abfallwirtschaftssatzung in der jeweils geltenden Fassung sind Gesamtschuldner. 
Der Gebührenbescheid über die gesamte Gebührenforderung kann an den 
Wohnungseigentumsverwalter gerichtet werden. 

(1) 

§3 
Gebührenmaßstab 

Die Gebühren für die Entsorgung von Abfällen aus privaten Haushaltungen im Bring- und 
Holsystem nach § 10 der Abfallwirtschaftssatzung in der jeweils geltenden Fassung in 
den in Anhang 2 aufgeführten Städten und Gemeinden, in deren Gebiet der Landkreis 
ausschließlicher öffentlich-rechtlicher Entsorgungsträger ist, werden als 
personenbezogene Jahresgebühr nach der Anzahl der mit Erst- und Zweitwohnsitz 
gemeldeten Personen, als behälterbezogene Jahresgebühr für Biotonnen nach der 
Anzahl und dem Fassungsvermögen der Biotonne nach § 12 Abs. 1 Buchstabe a) der 
Abfallwirtschaftssatzung in der jeweils geltenden Fassung und als Leerungsgebühr nach 
der Anzahl der in Anspruch genommenen Entleerungen sowie dem Fassungsvermögen 
der Restabfallbehälter nach § 12 Abs. 2 der Abfallwirtschaftssatzung in der jeweils 
geltenden Fassung erhoben. 

(2) Die Gebühren für die Entsorgung von Abfällen aus anderen Herkunftsbereichen als 
privaten Haushaltungen im Bring- und Holsystem nach § 10 der Abfallwirtschaftssatzung 
in der jeweils geltenden Fassung in den in Anhang 2 aufgeführten Städten und 
Gemeinden, in deren Gebiet der Landkreis ausschließlicher öffentlich-rechtlicher 
Entsorgungsträger ist, werden als behälterbezogene Jahresgebühr nach der Anzahl, 
dem Fassungsvermögen sowie dem Abfuhrrhythmus der Restabfallbehälter nach § 12 
Abs. 2 der Abfallwirtschaftssatzung in der jeweils geltenden Fassung, als 
behälterbezogene Jahresgebühr für Biotonnen nach der Anzahl und dem 
Fassungsvermögen der Biotonne nach § 12 Abs. 1 Buchstabe a) der 
Abfallwirtschaftssatzung in der jeweils geltenden Fassung und als Leerungsgebühr nach 
der Anzahl der in Anspruch genommenen Entleerungen sowie dem Fassungsvermögen 
der Restabfallbehälter nach § 12 Abs. 2 der Abfallwirtschaftssatzung in der jeweils 
geltenden Fassung erhoben. Ist die jeweilige Einrichtung aus anderen 
Herkunftsbereichen als privaten Haushaltungen an eine Behältergemeinschaft nach § 17 
Abs. 4 der Abfallwirtschaftssatzung in der jeweils geltenden Fassung angeschlossen, wird 
anstelle der behälterbezogenen Jahresgebühr nach Satz 1 eine pauschale Jahresgebühr 
für die Mitbenutzung erhoben. 
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(3) Die Gebühren für die Entsorgung von Abfällen aus den in Anhang 1 aufgeführten 
eigenverantwortlichen Städte und Gemeinden nach § 1 Abs. 13 der 
Abfallwirtschaftssatzung in der jeweils geltenden Fassung bemessen sich nach der 
Anzahl der mit Erst- und Zweitwohnsitz gemeldeten Personen sowie nach Art und Menge, 
gemessen in Megagramm und in Kilogramm, der zur Beseitigung überlassenen Abfälle. 

(4) Bei Inanspruchnahme der Sperrmüllabfuhr nach § 12 Abs. 6 der Abfallwirtschaftssatzung 
in der jeweils geltenden Fassung in den in Anhang 2 aufgeführten Städten und 
Gemeinden, in deren Gebiet der Landkreis ausschließlicher öffentlich-rechtlicher 
Entsorgungsträger ist, wird eine pauschale Abrufgebühr erhoben. Im Falle der 
Inanspruchnahme der Zusatzleistung „Abfuhr innerhalb von 3 Arbeitstagen" („Express-
Abfuhr") wird zusätzlich zur Abrufgebühr nach Satz 1 eine pauschale Zusatzgebühr 
erhoben. Für die vorgenannten Gebühren darf bei der Abfuhr eine haushaltsübliche 
Menge von jeweils max. 5 m3 je Abfallfraktion (Altholz, Altmetall, Elektro-Großgeräte und 
Restsperrmüll) bereitgestellt werden. Für etwaige bei der Abfuhr bereitstehende 
Mehrmengen werden nach Art und Volumen, gemessen in Kubikmetern, Zusatzgebühren 
erhoben. 

Bei Inanspruchnahme der Zusatzleistung „Abholung von Sperrmüll aus Gebäuden" 
(„Sperrmüll-Vollservice") wird zusätzlich zu den vorgenannten Gebühren nach den 
Sätzen 1 bis 3 eine zeitabhängige Zusatzgebühr je angebrochener Viertelstunde 
erhoben. 

(5) Bei der Entsorgung im Bringsystem und bei der Selbstanlieferung von Abfällen, sowie bei 
der Entsorgung unzulässig behandelter, gelagerter oder abgelagerter Abfälle (§ 2 Abs. 5) 
bestimmt sich die Gebühr nach der Menge der Abfälle, gemessen in Megagramm, 
Kilogramm, Kubikmeter, Liter oder Stückzahl. Bei einer erforderlichen Nachsortierung 
nicht satzungskonform überlassener Abfälle wird der Aufwand für die Nachsortierung als 
zeitabhängige Gebühr je angebrochener Viertelstunde erhoben. 

§4 
Gebühren für die Entsorgung von Abfällen 

im Bring- und Holsystem nach § 10 der Abfallwirtschaftssatzung in der jeweils 
geltenden Fassung in den in Anhang 2 aufgeführten Städten und Gemeinden, in deren 

Gebiet der Landkreis ausschließlicher öffentlich-rechtlicher Entsorgungsträger ist 

(1) Die personenbezogene Jahresgebühr nach § 3 Abs. 1 wird nach der Zahl der Personen 
bemessen, die zum Zeitpunkt des Entstehens der Gebührenschuld auf dem Grundstück 
ihre Haupt- oder Nebenwohnung angemeldet haben. Die Jahresgebühr beträgt für 
Grundstücke mit 

1 Person 78,96 € 

2 Personen 103,44€ 

3 Personen 131,76€ 

4 Personen 158,76€ 

5 Personen 182,40 € 

6 Personen 201,84€ 

7 Personen 221,16€ 

8 und mehr Personen 237,36 € 
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zuzüglich 29,64 € für jede weitere Person über 8 Personen hinaus. 

(2) Die behälterbezogene Jahresgebühr nach § 3 Abs. 2 bemisst sich nach der Anzahl, dem 
Fassungsvermögen sowie dem Abfuhrrhythmus der angeforderten und bereitgestellten 
Restabfallbehälter nach § 12 Abs. 2 der Abfallwirtschaftssatzung in der jeweils geltenden 
Fassung und beträgt für Einrichtungen aus anderen Herkunftsbereichen als privaten 
Haushaltungen für 

(3) 

a) Restabfallbehälter mit ca. 60 Litern 

b) Restabfallbehälter mit ca. 80 Litern 

c) Restabfallbehälter mit ca. 120 Litern 

d) Restabfallbehälter mit ca. 240 Litern 

e) Restabfallbehälter mit ca. 1.100 Litern 
(14-tägliche Bereitstellungsmöglichkeit) 

f) Restabfallbehälter mit ca. 1.100 Litern 
(wöchentliche Bereitstellungsmöglichkeit) 

97,80€ 

109,08€ 

131,40€ 

199,32€ 

727,56 € 

1.336,20 € 

In den Fällen einer Behältergemeinschaft nach § 17 Abs. 4 der Abfallwirtschaftssatzung 
in der jeweils geltenden Fassung wird für jede ein Behältnis nach § 12 Abs. 2 Nummer 1 
bis 5 der Abfallwirtschaftssatzung mitnutzende Einrichtung aus anderen 
Herkunftsbereichen als privaten Haushaltungen eine Mitnutzungsgebühr als 
Jahresgebühr in Höhe von 76,32 € je mitnutzender Einrichtung erhoben. Im Falle einer 
Behältergemeinschaft unter zwei oder mehreren Einrichtungen aus anderen 
Herkunftsbereichen als privaten Haushaltungen versteht sich die Mitbenutzungsgebühr 
zusätzlich zur behälterbezogenen Jahresgebühr nach Absatz 2 für das Mitglied der 
Behältergemeinschaft, dem das Abfallbehältnis nach § 12 Abs. 2 Nummer 1 bis 5 der 
Abfallwirtschaftssatzung zugeordnet ist. 

(4) Die behälterbezogene Jahresgebühr für Biotonnen nach § 3 Abs. 1 und Absatz 2 bemisst 
sich nach der Anzahl und dem Fassungsvermögen der angeforderten und 
bereitgestellten Bioabfallbehälter nach § 12 Abs. 1 Buchstabe a) der 
Abfallwirtschaftssatzung in der jeweils geltenden Fassung und beträgt für 

(5) 

a) Bioabfallbehälter mit ca. 80 Litern 

b) Bioabfallbehälter mit ca. 120 Litern 

c) Bioabfallbehälter mit ca. 240 Litern 

41,88€ 

54,72€ 

93,48€ 

Die Leerungsgebühren für die Restabfallbehälter nach § 3 Abs. 1 und 2 bemessen sich 
nach dem Fassungsvermögen der dem Grundstück oder der Einrichtung aus anderen 
Herkunftsbereichen als privaten Haushaltungen zugeordneten Restabfallbehälter nach § 
12 Abs. 2 der Abfallwirtschaftssatzung in der jeweils geltenden Fassung und betragen für 

a) Restabfallbehälter mit ca. 60 Litern 

b) Restabfallbehälter mit ca. 80 Litern 

c) Restabfallbehälter mit ca. 120 Litern 

d) Restabfallbehälter mit ca. 240 Litern 

e) Restabfallbehälter mit ca. 1.100 Litern 

4,12€ je Entleerung 

5,08 € je Entleerung 

7,00 € je Entleerung 

12,74€ je Entleerung 

58,09 € je Entleerung 

Unabhängig von der Bereitstellung werden je Restabfallbehälter nach § 12 Abs. 2 der 
Abfallwirtschaftssatzung in der jeweils geltenden Fassung bei 14-täglicher 
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Bereitstellungsmöglichkeit 12 Entleerungen und bei wöchentlicher 
Bereitstellungsmöglichkeit 24 Entleerungen im Kalenderjahr berechnet 
(Mindestleerungen). Auf Antrag in schriftlicher Form gemäß § 126 BGB oder elektronisch 
über das Kundenportal kann die Zahl der Mindestleerungen für den auf den Antrag 
folgenden Abrechnungszeitraum für Grundstücke, auf denen nur eine Person mit ihrem 
Haupt- oder Nebenwohnsitz gemeldet ist, und für Grundstücke, auf denen ausschließlich 
Abfälle aus anderen Herkunftsbereichen als privaten Haushaltungen anfallen und auf 
denen Personen bis höchstens zwei Vollzeitäquivalenten arbeiten, bei der Nutzung eines 
Restabfallbehälters mit einem Fassungsvolumen von ca. 60 Litern auf 6 
Mindestentleerungen verringert werden. 

Die Zusatzgebühr für die Abfuhr von Zweiradbehältern für Restabfälle oder für Bioabfälle 
im Vollservice nach § 12 Abs. 10 der Abfallwirtschaftssatzung in der jeweils geltenden 
Fassung beträgt 25,56 € je Abfallbehälter und Jahr. 

Die Gebühr für die Benutzung der vom Landkreis zugelassenen Restabfallsäcke gemäß 
§ 12 Abs. 2 Nr. 6 der Abfallwirtschaftssatzung in der jeweils geltenden Fassung beträgt 
7,00 € je Restabfallsack. 

Für die Ausstattung von Abfallbehältern mit Schwerkraftschloss gemäß § 12 Abs. 3 der 
Abfallwirtschaftssatzung in der jeweils geltenden Fassung wird eine einmalige Gebühr in 
Höhe von 63,72 € je Abfallbehälter erhoben. 

Für die Ausstattung von Abfallbehältern mit einem Biofilterdeckel einschließlich 
Filtermaterial für die Erstbefüllung gemäß § 12 Abs. 3 der Abfallwirtschaftssatzung in der 
jeweils geltenden Fassung wird eine einmalige Gebühr in Höhe von 66,47 € je 
Bioabfallbehälter erhoben. 

(10) Für den Austausch, die Rücknahme, die zusätzliche Bereitstellung eines Abfallbehälters 
nach § 12 Abs. 1 oder Abs. 2 der Abfallwirtschaftssatzung in der jeweils geltenden 
Fassung oder die Änderung des Abfuhrrhythmus bei Restabfallbehältern nach § 12 Abs. 
2 Nr. 5 der Abfallwirtschaftssatzung in der jeweils geltenden Fassung (Restabfallbehälter 
mit einem Fassungsvolumen von ca. 1.100 Litern) entsteht eine einmalige Gebühr in 
Höhe von 44,22 € je Behälter und Änderungsvorgang. Die Gebühr wird nicht erhoben bei 
der Erstausstattung eines Grundstücks mit Abfallbehältern, bei der Abmeldung und 
Rückgabe der Abfallbehälter wegen der Beendigung des Benutzungsverhältnisses und 
beim Austausch von Behältern, deren Verlust oder Beschädigung nicht von den 
Berechtigten und Verpflichteten nach § 5. Abs. 2 und § 6 Abs. 2 der 
Abfallwirtschaftssatzung in der jeweils geltenden Fassung zu vertreten ist. 

(11) Die Gebühr für die Inanspruchnahme der Abfuhr von Sperrmüll auf Abruf einschließlich 
Entsorgung einer haushaltsüblichen Menge bis max. 5 m3 je Abfallfraktion (Altholz, 
Altmetall, Elektro-Großgeräte und Restsperrmüll) bei getrennt bereitgestellten 
Abfallfraktionen ab Bordsteinkante beträgt 183,55 € je Inanspruchnahme. Für 
weitergehende Leistungen entstehen folgende Zusatzgebühren: 

a) Abfuhr von Sperrmüll innerhalb von längstens 3 Arbeitstagen („Express-Abfuhr") 
zusätzlich 183,26 € je Inanspruchnahme 

b) Abfuhr bereitgestellter Mehrmengen über 5 m3 hinaus an Altholz 15,41 € je 
angefangenem m3 Altholz 

c) Abfuhr bereitgestellter Mehrmengen über 5 m3 hinaus an Restsperrmüll 38,51 € je 
angefangenem m3 an Restsperrmüll 
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d) Abholung von Sperrmüll aus Gebäuden („Sperrmüll-Vollservice") 106,90 € je 
angebrochene Viertelstunde 

§5 
Gebühren für die Entsorgung von Abfällen aus den in Anhang 1 aufgeführten 

eigenverantwortlichen Städten und Gemeinden nach § 1 Abs. 13 der 
Abfallwirtschaftssatzung in der jeweils geltenden Fassung 

(1) Die personenbezogene Gebühr nach § 3 Abs. 3 wird nach der Zahl der Personen 
bemessen, die die zum Zeitpunkt des Entstehens der Gebührenschuld in der jeweiligen 
eigenverantwortlichen Stadt bzw. Gemeinde ihre Haupt- oder Nebenwohnung 
angemeldet haben. Die personenbezogene Gebühr beträgt 3,00 € je Person. 

(2) Die Gebühren für die Beseitigung der überlassenen Abfälle nach § 3 Abs. 3 betragen 

a) Restabfälle aus privaten Haushaltungen einschließlich gemeinsam mit diesen 
eingesammelte hausmüllähnliche gewerbliche Siedlungsabfälle (AW 200301) 

157,84 € je Mg 

b) Restsperrmüll (AW 200307) 171,80 € je Mg 

§6 
Gebühren für die Entsorgung im Bringsystem und bei der Selbstanlieferung von 

Abfällen sowie bei der Entsorgung unzulässig behandelter, gelagerter oder 
abgelagerter Abfälle (§ 2 Abs. 5) 

(1) Bei Entsorgung von Abfällen im Bringsystem nach § 10 Nr. 1 Buchstabe a) und § 28 Nr. 
1 der Abfallwirtschaftssatzung in der jeweils geltenden Fassung in haushaltsüblichen 
Mengen aus privaten Haushaltungen und aus anderen Herkunftsbereichen als privaten 
Haushaltungen betragen die Gebühren — mit Ausnahme von Kleinmengen nach Absatz 
4 — bei Anlieferung an den Entsorgungszentren in Weißenhorn und in Illertissen 

a) für die Entsorgung 

b) für die Entsorgung 

c) für die Entsorgung 

d) für die Entsorgung 

e) für die Entsorgung 

f) für die Entsorgung 

g) für die Entsorgung 

h) für die Entsorgung 

i) für die Entsorgung 

j) für die Entsorgung 

k) für die Entsorgung 

von 

von 

von 

von 

von 

von 

von 

von 

von 

von 

von 

Glas (Flachglas) 103,00 € je Megagramm 

Altholz der Kategorien A I bis A III 60,00 € je Megagramm 

Altholz Kategorie A IV 155,00 € je Megagramm 

Asbest 206,00 je Megagramm 

gipshaltigem Bauschutt 155,00 € je Megagramm 

nicht gipshaltigem Bauschutt 134,00 € je Megagramm 

Rollläden und Fenstern 103,00 € je Megagramm 

eingetrockneten Dispersionsfarben 157,00 € je Megagramm 

künstlichen Mineralfasern 618,00 € je Megagramm 

Restabfällen 157,00 € je Megagramm 

Restsperrmüll 171,00 € je Megagramm 

(2) Bei Entsorgung von Grünabfällen im Bringsystem nach § 10 Nr. 1 Buchstabe a) und § 28 
Nr. 1 der Abfallwirtschaftssatzung in der jeweils geltenden Fassung in haushaltsüblichen 



9 

Mengen aus privaten Haushaltungen betragen die Gebühren über 2 m3 hinaus 11,00 € je 
Kubikmeter. 

(3) Bei Entsorgung von Grünabfällen im Bringsystem nach § 10 Nr. 1 Buchstabe a) und § 28 
Nr. 1 der Abfallwirtschaftssatzung in der jeweils geltenden Fassung in haushaltsüblichen 
Mengen aus anderen Herkunftsbereichen als privaten Haushaltungen betragen die 
Gebühren ab dem ersten Kubikmeter 11,00 € je Kubikmeter. 

(4) Anstelle der gewichtsbezogenen Gebühren nach Abs. 1, mit Ausnahme von künstlichen 
Mineralfasern, werden bei der Anlieferung von Kleinmengen folgende pauschale 
Gebühren erhoben: 

a) Bei einem Gesamtgewicht des beladenen Fahrzeugs bis einschließlich 6,0 Mg beträgt 
die Gebühr bis 40 kg pauschal 6,00 € je Anlieferung 

b) Bei einem Gesamtgewicht des beladenen Fahrzeugs bis einschließlich 7,5 Mg beträgt 
die Gebühr bis 100 kg pauschal 14,00 € je Anlieferung 

Anstelle der gewichtsbezogenen Gebühr für künstliche Mineralfaser nach Abs. 1 werden 
bei der Anlieferung von Kleinmengen folgende pauschale Gebühren erhoben: 

a) Bei einem Gesamtgewicht des beladenen Fahrzeugs bis einschließlich 6,0 Mg beträgt 
die Gebühr bis 40 kg pauschal 28,00 € je Anlieferung 

b) Bei einem Gesamtgewicht des beladenen Fahrzeugs bis einschließlich 7,5 Mg beträgt 
die Gebühr bis 100 kg pauschal 70,00 € je Anlieferung 

(5) Bei Entsorgung von thermisch behandelbaren Abfällen, die der Abfallerzeuger oder 
Abfallbesitzer nach § 10 Nr. 2 und § 28 Nr. 2 der Abfallwirtschaftssatzung in der jeweils 
geltenden Fassung im Wege der Selbstanlieferung an das Müllheizkraftwerk in 
Weißenhorn anliefert, betragen die Gebühren — mit Ausnahme von Kleinmengen nach 
Absatz 6 —

a) Restabfälle aus privaten Haushaltungen und mit diesen vergleichbare 
hausmüllähnliche gewerbliche Siedlungsabfälle sowie Sandfangrückstände (AW 
200301 sowie AW 020203, AW 020304, AW 150101, AW 190599, AW 190801, 
AW 200108, AW 200201, AW 200203, AW 200302, AW 200303, AW 200306 und 
AW 200399) 

157,84€ je Mg 

b) Sortierreste aus der mechanisch-biologischen Abfallbehandlung (AW 191210 und 
AW 191212) 

169,42 € je Mg 

c) Gewerbeabfälle (AW 150106, AW 150202, AW 170903, AW 170904, AW 180104, 
AW 191208 und AW 200132) 

d) Restsperrmüll (AW 200307) 

170,72 € je Mg 

171,80€ je Mg 

e) alle übrigen thermisch behandelbaren Abfälle 215,92€ je Mg 

(6) Anstelle der gewichtsbezogenen Gebühren nach Abs. 5 werden bei der Anlieferung von 
Kleinmengen nach Abs. 5 folgende pauschale Gebühren erhoben: 

a) Bei einem Gesamtgewicht des beladenen Fahrzeugs bis einschließlich 5,0 Mg beträgt 
die Gebühr bis 100 kg pauschal 17,00 € je Anlieferung 
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b) Bei einem Gesamtgewicht des beladenen Fahrzeugs über 5,0 Mg und bis 
einschließlich 15,0 Mg beträgt die Gebühr bis 200 kg pauschal 34,00 € je Anlieferung 

c) Bei einem Gesamtgewicht des beladenen Fahrzeugs über 15,0 Mg bis einschließlich 
50,0 Mg beträgt die Gebühr bis 400 kg pauschal 67,00 € je Anlieferung 

(7) Die Gebühr für die Entsorgung von unzulässig behandelten, gelagerten oder 
abgelagerten Abfällen (§ 2 Abs. 5) beträgt je angefangene 100 kg 17,18€ zuzüglich der 
für den Sammelaufwand erforderlichen Fremdkosten. 

(8) Die Gebühr für die Anlieferung von nichtbrennbaren, selbst angelieferten Abfällen an der 
Deponie Binsberg bei Donauwörth des Zweckverbandes zur Vermeidung, Verwertung 
und Entsorgung von Abfällen in den Landkreisen Dillingen a. d. Donau und Donau-Ries 
(AWV Nordschwaben) richten sich nach der jeweils gültigen Abfallgebührensatzung des 
AWV Nordschwaben und werden direkt von diesem erhoben. 

(g) Die Gebühr für die Anlieferung von nichtbrennbaren, selbst angelieferten Abfällen an der 
Deponie Burgau bei Burgau des Kreisabfallwirtschaftsbetriebs des Landkreises 
Günzburg richten sich nach der jeweils gültigen Abfallgebührensatzung des Landkreises 
Günzburg und werden direkt von diesem erhoben. 

(10) Die Gebühr für die Anlieferung von nichtbrennbaren, selbst angelieferten asbesthaltigen 
Abfällen (AW 170605*) an der Deponie Donaustetten bei Donaustetten der Entsorgungs-
Betriebe der Stadt Ulm beträgt 

a) bis zu einschließlich 400 kg pauschal 57,60 €, 

b) über 400 kg 144,00 € je Mg 

(11) Die Gebühr für die Anlieferung von nichtbrennbarem, selbst angeliefertem belastetem 
Bauschutt (AW 170107) an der an der Entsorgungsanlage der Fa. Russ Entsorgung 
GmbH & Co. KG in Neu-Ulm beträgt 

a) bis zu einschließlich 400 kg pauschal 40,46 €, 

b) über 400 kg 101,15 € je Mg 

(12) Die Gebühr für die Anlieferung von nichtbrennbaren, selbst angelieferten künstlichen 
Mineralfaserabfällen (AW 170603* und 170604) am Betriebsgelände der Fa. Götz GmbH 
in Neu-Ulm oder Weißenhorn beträgt 

a) bis zu einschließlich 1 m3 pauschal 25,00 €, 

b) über 1 m3 bis zu einschließlich 2 m3 pauschal 50,00 €, 

c) über 2 m3 bis zu einschließlich 3 m3 pauschal 75,00 €, 

d) über 3 m3 bis zu einschließlich 200 kg pauschal 100,00€, 

e) über 200 kg 500,00 € je Mg 

(13) Werden verschiedene Abfälle vermischt angeliefert, so richtet sich die Gebühr nach dem 
Gebührensatz des teuersten Abfalls. Die Entscheidung über die Zuordnung trifft 
ausschließlich das Personal der Abfallbeseitigungsanlage. 

(14) Werden im Rahmen der Nutzung der Bringsysteme nach § 10 Nr. 1 Buchstabe a) und § 
28 Nr. 1 der Abfallwirtschaftssatzung in der jeweils geltenden Fassung die für die 
jeweiligen Abfälle jeweils vorgesehenen Behältnisse fehlbefüllt oder im Rahmen der 
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Selbstanlieferung nach § 10 Nr. 2 und § 28 Abs. 2 der Abfallwirtschaftssatzung in der 
jeweils geltenden Fassung Abfälle nicht satzungsgemäß angeliefert, so trägt der jeweilige 
Benutzer die Kosten für eine Nachsortierung und/oder Zwischenlagerung. Dabei kommen 
folgende Gebührensätze zur Anwendung: 

a) für Personal 12,50 € je angebrochene Viertelstunde 

b) für Radlader 25,00 € je angebrochene Viertelstunde 

c) für Zwischenlagerung 50,00 € je angebrochene Woche und Container 

d) für Zwischenlagerung 50,00 € je Leerung eines Containers 

(15) Anfallende Gebühren von Aufsichts- und Überwachungsbehörden oder anderen Dritten, 
die durch die Anlieferung eines Benutzers veranlasst wurden, werden diesem Benutzer 
weiterberechnet. 

§7 
Benutzungsverhältnis, Festsetzung, Entstehung und Fälligkeit der 

Gebührenschuld, Ende der Gebührenpflicht 

(1) Das Benutzungsverhältnis nach § 10 der Abfallwirtschaftssatzung in der jeweils 
geltenden Fassung in den in Anhang 2 aufgeführten Städten und Gemeinden, in deren 
Gebiet der Landkreis ausschließlicher öffentlich-rechtlicher Entsorgungsträger ist, 
beginnt 

a) mit der Zurverfügungstellung eines nach § 17 Abs. 1 der Abfallwirtschaftssatzung in 
der jeweils geltenden Fassung angeforderten Abfallbehälters nach § 12 Abs. 2 der 
Abfallwirtschaftssatzung in der jeweils geltenden Fassung, 

b) mit der Anmeldung eines Restabfallbehältnisses nach § 12 Abs. 2 Nr. 6 der 
Abfallwirtschaftssatzung in der jeweils geltenden Fassung, 

c) mit der Zurverfügungstellung eines Abfallbehältnisses nach § 12 Abs. 1 Buchstabe a) 
oder Buchstabe b) der Abfallwirtschaftssatzung in der jeweils geltenden Fassung oder 

d) im Fall einer Behältergemeinschaft gemäß § 17 Abs. 3 oder 4 der 
Abfallwirtschaftssatzung in der jeweils geltenden Fassung einen Monat nach Eingang 
des Antrages, wenn dieser nicht vor Ablauf dieser Frist abgelehnt wird, jedoch nicht 
bevor der mitbenutzte Behälter nach Buchstabe a) oder Buchstabe c) erstmalig zur 
Verfügung gestellt wurde, 

soweit sich nicht durch eine erstmalige tatsächliche Inanspruchnahme ein früherer 
Zeitpunkt ergibt. 

Das Benutzungsverhältnis nach § 10 der Abfallwirtschaftssatzung in der jeweils 
geltenden Fassung endet mit Ende des Monats, 

a) in dem der Gebührenschuldner nach § 2 Abs. 2 alle Behälter nach § 12 Abs. 1 
Buchstabe a), Buchstabe b) und § 12 Abs. 2 der Abfallwirtschaftssatzung in der jeweils 
geltenden Fassung in schriftlicher Form gemäß § 126 BGB oder elektronisch über das 
Kundenportal abgemeldet und alle vom Landkreis zur Verfügung gestellten Behälter 
zurückgegeben hat oder 

b) im Falle einer Behältergemeinschaft, wenn der zur Zahlung Verpflichtete im Sinne von 
§ 17 Abs. 3 oder 4 der Abfallwirtschaftssatzung in der jeweils geltenden Fassung die 
Beendigung der Behältergemeinschaft mitteilt. 
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Das Benutzungsverhältnis der in Anhang 1 aufgeführten eigenverantwortlichen Städte 
und Gemeinden nach § 1 Abs. 13 der Abfallwirtschaftssatzung in der jeweils geltenden 
Fassung beginnt mit Inkrafttreten der Übertragungsverordnung vom 25.10.2024. 

Das Benutzungsverhältnis bei Nutzung des Bringsystems nach § 10 Nr. 1 Buchstabe a) 
und § 28 Nr. 1 der Abfallwirtschaftssatzung in der jeweils geltenden Fassung oder bei 
Selbstanlieferung von Abfällen nach § 10 Nr. 2 und § 28 Nr. 2 der Abfallwirtschaftssatzung 
in der jeweils geltenden Fassung beginnt durch eine erstmalige tatsächliche 
Inanspruchnahme. 

(4) Der Erhebungszeitraum für die Jahresgebühren nach § 4 Abs. 1 und Abs. 2, für die 
Mitnutzungsgebühr nach § 4 Abs. 3, für die Jahresgebühren nach § 4 Abs. 4, für die 
Mindestgebühren nach § 4 Abs. 5 und für die Zusatzgebühren nach § 4 Abs. 6 ist das 
Kalenderjahr. Sie werden durch Gebührenbescheid festgesetzt. Bei diesen Gebühren 
entsteht die Gebührenschuld jeweils am 1. Januar. Beginnt das Benutzungsverhältnis im 
Laufe des Jahres, so entsteht die Gebührenschuld mit dem ersten Tag des auf den 
Beginn des Benutzungsverhältnisses folgenden Kalendermonats. Beginnt das 
Benutzungsverhältnis unterjährig am ersten Tag des Kalendermonats, entsteht die 
Gebührenschuld, abweichend von Satz 3, am ersten Tag des laufenden Kalendermonats. 
Beginnt das Benutzungsverhältnis im Laufe des Jahres wird für jeden vollen 
Kalendermonat 1/12 der Jahresgebühr erhoben. Die Gebührenschuld wird einen Monat 
nach Bekanntgabe des Gebührenbescheids zur Zahlung fällig. 

(5) Die Leerungsgebühren nach § 4 Abs. 5 werden durch Gebührenbescheid festgesetzt. Die 
Gebührenschuld für diese Gebühren entsteht mit jeder Leerung. Für die 
Leerungsgebühren werden für das jeweilige Kalenderjahr Vorauszahlungen 
entsprechend der Zahl der Leerungen im Vorjahr erhoben. Der erstmaligen Erhebung von 
Vorauszahlungen für Leerungsgebühren wird die Zahl der Mindestleerungen nach § 4 
Abs. 5 zugrunde gelegt. Die Vorauszahlungen werden gemeinsam mit der Jahresgebühr 
nach Abs. 4 erhoben und sind einen Monat nach Bekanntgabe des Gebührenbescheids 
zur Zahlung fällig. Die Abrechnung über die Vorauszahlungen der Leerungsgebühren 
erfolgt im Folgejahr durch Gebührenbescheid. Die Vorauszahlungen für nicht 
beanspruchte Mindestleerungen werden nicht erstattet. Gebührennachzahlungen oder 
Gebührenerstattungen sind einen Monat nach Bekanntgabe des Gebührenbescheids zur 
Zahlung fällig. 

(6) Treten im Laufe des Jahres Änderungen bei den Bemessungsgrundlagen ein, wird die 
Gebühr beginnend mit dem ersten Tag des auf die Änderung folgenden Kalendermonats 
neu festgesetzt. Die Gebührenschuld oder Gebührenerstattungen sind einen Monat nach 
Bekanntgabe des Gebührenbescheids zur Zahlung fällig. 

(7) 

(8) 

Die Gebührenschuld für die Benutzung von Abfallsäcken entsteht bei deren Erwerb nach 
§ 4 Abs. 7. Sie sind sofort zur Zahlung fällig. 

Die Gebührenschuld für die Gebühren nach § 4 Abs. 8, Abs. 9, Abs. 10 und Abs. 11 
entsteht mit der Anforderung eines Schwerkraftschlosses, mit der Anforderung eines 
Biofilterdeckels bzw. mit dem Antrag einer Änderung nach § 4 Abs. 10 bzw. mit der 
gesonderten Anforderung einer Sperrmüllabfuhr nach § 12 Abs. 6 der 
Abfallwirtschaftssatzung in der jeweils geltenden Fassung. Die Gebühren werden durch 
Gebührenbescheid festgesetzt und sind einen Monat nach Bekanntgabe des 
Gebührenbescheids zur Zahlung fällig. 
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(9) Der Erhebungszeitraum für die Gebühren nach § 5 Abs. 1 ist das Kalenderjahr. Sie 
werden durch Gebührenbescheid festgesetzt. Bei diesen Gebühren entsteht die 
Gebührenschuld jeweils am 1. Januar. Die Gebührenschuld wird quartalsweise mit einem 
Viertel der sich ergebenden jährlichen Gebührenschuld erhoben und ist zehn Tage nach 
Bekanntgabe des Gebührenbescheids zur Zahlung fällig. 

(10) Bei sonstigen Gebühren nach § 5 Abs. 2 und § 6 entsteht die Gebührenschuld mit der 
Inanspruchnahme der öffentlichen Einrichtung Abfallentsorgung, bei der Entsorgung 
unzulässig behandelter, gelagerter oder abgelagerter Abfälle (§ 2 Abs. 5) entsteht die 
Gebührenschuld mit dem Abtransport der Abfälle durch den Landkreis. Die Gebühren 
werden mit der Inanspruchnahme bzw. mit dem Abtransport zur Zahlung fällig. Bei 
Anlieferungen gegen Sammelgebührenbescheid werden die Gebühren zehn Tage nach 
Bekanntgabe des Gebührenbescheids zur Zahlung fällig. Der Landkreis kann eine 
Sicherheitsleistung bis zur Höhe der voraussichtlichen Gebühr verlangen. 

Unabhängig von der Regelung in Satz 3 sind sämtliche Gebühren bis zu einer Höhe von 
100,00 EUR sofort mittels des jeweils angebotenen Zahlungsmittels zu entrichten. 
Werden die fälligen Gebühren nach Satz 5 nicht sofort mittels des jeweils angebotenen 
Zahlungsmittels entrichtet, wird ein gesonderter Bescheid erstellt. Neben der fälligen 
Benutzungsgebühr wird mit diesem zusätzlich eine Verwaltungsgebühr nach der 
Kostensatzung über die Erhebung von Verwaltungskosten im eigenen Wirkungskreis des 
Landkreises Neu-Ulm vom 17.12.2001 nach Tarif-Nummer 031 in Höhe von mindestens 
5,00 Euro erhoben. 

§ 8
Reihenfolge der Tilgung 

(1) Hat der Schuldner außer der Hauptforderung Mahngebühren, Säumniszuschläge, Zinsen 
und Kosten zu entrichten, so wird ein zur Tilgung der ganzen Schuld nicht ausreichender 
Betrag zunächst auf die ältesten Säumniszuschläge und Zinsen, dann auf die 
Mahngebühren und Kosten und zuletzt auf die Hauptforderungen angerechnet. 

(2) Bestimmt der Schuldner eine andere Anrechnung, so hat der Gläubiger dennoch die 
Reihenfolge in Absatz 1 einzuhalten. 

§ 9
Aufgabenübertragung 

Gemäß Art. 7 Abs. 5 Nr. 6 BayAbfG werden mit 

- der Ermittlung der Berechnungsgrundlagen, 

- der Gebührenabrechnung, 

- der Ausfertigung und Versendung der Gebührenbescheide, 

- der Entgegennahme der Gebühren 

a) in den Fällen des § 6 Abs. 9 die Entsorgungsbetriebe der Stadt Ulm (EBU), Wichernstraße 
10, 89073 Ulm; 

b) in den Fällen des § 6 Abs. 10 die Firma Russ Entsorgung GmbH & Co. KG, Otto-Hahn-Str. 
26, 89231 Neu-Ulm; 

c) in den Fällen des § 6 Abs. 11 die Firma Götz GmbH, Zeppelinstraße 32, 89231 Neu-Ulm 
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beauftragt. 

§10 
Inkrafttreten 

(1) Diese Satzung tritt nach ihrer Bekanntmachung im Amtsblatt des Landkreises Neu-Ulm 
zum 01.01.2026 in Kraft. 

(2) Die Satzung vom 22.02.2016, zuletzt in der Fassung der 7. Änderungssatzung vom 
13.12.2023, tritt dann mit Ablauf des 31.12.2025 außer Kraft. 

Neu-Ulm, den 20.01.2025 
Landkreis Neu-Ulm 

Eva Treu 
Landrätin 



Anhang 1 

Liste der eigenverantwortlichen Städte und Gemeinden 
im Sinne § 1 Abs. 13 der Abfallwirtschaftssatzunq in der jeweils qeltenden Fassung 

• Stadt Neu-Ulm 

• Stadt Senden 

• Stadt Vöhringen 

• Gemeinde Bellenberg 

• Gemeinde Elchingen 

• Gemeinde Nersingen 



Anhang 2 

Liste der Städte und Gemeinden, in deren Gebiet der Landkreis ausschließlicher 
öffentlich-rechtlicher Entsorqunqsträqer ist 

• Stadt Illertissen 

• Stadt Weißenhorn 

• Markt Altenstadt 

• Markt Buch 

• Markt Kellmünz a.d. lller 

• Markt Pfaffenhofen a.d. Roth 

• Gemeinde Holzheim 

• Gemeinde Oberroth 

• Gemeinde Osterberg 

• Gemeinde Roggenburg 

• Gemeinde Unterroth 
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RECHTSVERORDNUNG 

des Landkreises Neu-Ulm zur Übertragung einzelner Aufgaben der Abfallentsorgung 
an kreisangehörige Städte und Gemeinden (Übertragungsverordnung) 

vom 25.10.2024 

Der Landkreis Neu-Ulm erlässt gemäß Art. 5 Abs. 1 Satz 1 und 2 des Gesetzes zur 
Vermeidung, Verwertung und sonstigen Bewirtschaftung von Abfällen in Bayern 
(Bayerisches Abfallwirtschaftsgesetz - BayAbfG) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 09.08.1996, zuletzt geändert durch Gesetz vom 25.05.2021 (GVBI. S.286) folgende 

Rechtsverordnung 

Präambel 

Landkreise können gem. Art. 5 Abs.1 BayAbfG einzelne Aufgaben der Abfallentsorgung den 
kreisangehörigen Städten und Gemeinden mit deren Zustimmung übertragen, wenn eine ord-
nungsgemäße Abfallentsorgung gewährleistet ist und die Festlegungen des Abfallwirtschafts-
plans dem nicht entgegenstehen. Der Landkreis Neu-Ulm als öffentlich-rechtlicher Entsor-
gungsträger überträgt mit dieser Rechtsverordnung abschließend einzelne Aufgaben aus dem 
Bereich der Abfallentsorgung auf die zustimmenden, in Anhang 1 benannten Städte und Ge-
meinden des Landkreises Neu-Ulm. Für die übertragenen Aufgaben nehmen die im Anhang 1 
dieser Verordnung aufgeführten Städte und Gemeinden des Landkreises Neu-Ulm die Rechte 
und Pflichten der entsorgungspflichtigen Körperschaften nach Art. 3 BayAbfG wahr, soweit 
nachfolgend nichts Abweichendes bestimmt ist. 

Ziel dabei ist, in diesen im Anhang 1 aufgeführten Städten und Gemeinden und in den übrigen 
kreisangehörigen Gemeinden, in Anwendung der gesetzlichen Vorgaben insbesondere des 
Kreislaufwirtschaftsgesetzes (KrWG) und des Bayer. Abfallwirtschaftsgesetzes (BayAbfG), die 
gleichen Mindeststandards für die Entsorgung von Abfällen aus privaten Haushalten festzule-
gen. Insbesondere sind die Ziele nach Art. 1 Abs. 1 BayAbfG umzusetzen und eine ordnungs-
gemäße getrennte Sammlung von Abfällen, vor allem auch bei Bioabfällen, sperrigen Abfällen, 
Kunststoffabfällen und Alttextilien, durchzuführen. 

Zuständig für den Abschluss und die Verlängerung, Änderung und Kündigung der Abstim-
mungsvereinbarung für Verkaufsverpackungen aus Papier, Pappe und Kartonagen sowie für 
Verkaufsverpackungen aus Glas mit den Betreibern der Dualen Systeme im Sinne des Verpa-
ckungsgesetzes (VerpackG) im gesamten Landkreis Neu-Ulm ist der Landkreis. 

Zuständig für den Abschluss und die Verlängerung, Änderung und Kündigung der Abstim-
mungsvereinbarung für Leichtverpackungen mit den Betreibern der Dualen Systeme im Sinne 
des VerpackG im räumlichen Bereich der jeweiligen Städte und Gemeinden sind die im An-
hang 1 dieser Verordnung aufgeführten Städte und Gemeinden, im übrigen Kreisgebiet eben-
falls der Landkreis. Soweit die in Anhang 1 benannten Städte und Gemeinden in ihrem Gebiet 
zuständig sind, vertritt der Landkreis die Städte und Gemeinden als Verhandlungsführer in den 

Anlage 4 zum Kreisamtsblatt Nr. 7 vom 13.02.2025
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Verhandlungen zum Abschluss von Abstimmungsvereinbarungen, von Mitbenutzungsverein-
barungen sowie von Leistungsvereinbarungen mit den Betreibern der Dualen Systeme im 
Sinne des VerpackG im Landkreis Neu-Ulm. Der Landkreis stimmt sich vor Eintritt in entspre-
chende Verhandlungen zu den regelungsbedürftigen Verhandlungszielen und -inhalten mit 
den betreffenden Städten und Gemeinden ab, soweit Regelungsinhalte in die Zuständigkeit 
der Städte und Gemeinden fallen. Der Landkreis ist zudem berechtigt, etwaige Mitbenutzungs-
und Leistungsentgelte im Auftrag der im Anhang 1 aufgeführten Städte und Gemeinden ge-
genüber den Betreibern der Dualen Systeme im Sinne des VerpackG abzurechnen und zu 
vereinnahmen. In diesem Fall wird der Landkreis erhaltene Zahlungen an die betreffende im 
Anhang 1 aufgeführte Stadt bzw. Gemeinde auskehren. 

Hinsichtlich der Berichtspflichten im Zuge der Abfallbilanz und der Abfallwirtschaftskonzepte 
ist der Landkreis gegenüber den zuständigen Aufsichts- und Fachbehörden der alleinige An-
sprechpartner. Daher ist der Landkreis auf ausreichende und regelmäßige Information durch 
die in Anhang 1 genannten Städte und Gemeinden bezüglich der übertragenen Aufgaben an-
gewiesen. Hierzu führt der Landkreis in Abstimmung mit den Städten und Gemeinden jährliche 
Besprechungen bzw. Informationsveranstaltungen durch. 

Dessen ungeachtet unterliegt die Wahrnehmung der übertragenen Aufgaben durch die in An-
hang 1 genannten Städte und Gemeinden der Rechtsaufsicht des Landratsamts als zustän-
dige Rechtsaufsichtsbehörde. Die Überwachung des Vollzugs der einschlägigen abfallrechtli-
chen und immissionsschutzrechtlichen Pflichten obliegt ergänzend den zuständigen Organi-
sationseinheiten im Landratsamt. 

§1 
Begriffsbestimmungen 

1. Abfälle sind bewegliche Sachen, deren sich der Besitzer entledigen will oder deren 
geordnete Entsorgung zur Wahrung des Wohls der Allgemeinheit, insbesondere des 
Schutzes der Umwelt, geboten ist. Bewegliche Sachen, die der Besitzer der entsor-
gungspflichtigen Körperschaft oder dem von dieser beauftragten Dritten überlässt, sind 
auch im Falle der Verwertung Abfälle, bis sie oder die aus ihnen gewonnenen Stoffe 
oder erzeugte Energie dem Wirtschaftskreislauf zugeführt werden können. 

Ausgenommen sind die in § 2 Abs. 2 des KrWG genannten Abfälle. 

Diese Übertragungsverordnung regelt nur folgende Abfallgruppen: 
Überlassungspflichtige Abfälle im Sinne § 17 KrWG 

a. Bioabfälle aus privaten Haushalten im Sinne des § 3 Abs. 7 KrWG, 
b. Gemischter Siedlungsabfall gemäß Abfallschlüsselnummer 200301 der Ver-

ordnung über das europäische Abfallverzeichnis (Abfallverzeichnis-Verord-
nung — AVV), 

c. Bei Erfassung im Holsystem durch die in Anhang 1 genannten Städte und Ge-
meinden: 

• (Rest-)Sperrmüll aus privaten Haushalten gemäß Abfallschlüsselnum-
mer 200307 AW einschließlich hiervon getrennt erfasster Teilfraktionen 

• Holz gemäß Abfallschlüsselnummer 200138 AW, 
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• Metalle gemäß Abfallschlüsselnummer 200140 AW sowie 
• Elektro- und Elektronikgeräte gemäß Abfallschlüsselnummern 200123 

AW und 200136 AW, soweit mindestens eine der äußeren Abmessun-
gen mehr als 50 cm beträgt („Wärmeüberträger" gem. § 14 Abs. 1 Elekt-
roG, Gerätegruppe 1 und „Großgeräte" gem. § 14 Abs. 1 ElektroG, Ge-
rätegruppe 4), 

d. Bei Erfassung im Bringsystem durch die in Anhang 1 genannten Städte und 
Gemeinden: 

• Holz aus privaten Haushalten gemäß Abfallschlüsselnummer 200138 
AW, 

• Metalle aus privaten Haushalten gemäß Abfallschlüsselnummer 
200140 AW, 

• Elektro- und Elektronikgeräte aus privaten Haushalten gemäß Abfall-
schlüsselnummern 200123 AW, 200135 AW und 200136 AW, 

• Kunststoffabfälle aus privaten Haushalten gemäß Abfallschlüsselnum-
mer 200139 AW, soweit es sich nicht um Verpackungsabfälle handelt, 

• Aitfette aus privaten Haushalten gemäß Abfallschlüsselnummer 200125 
AW, 

• Altbatterien aus privaten Haushalten gemäß Abfallschlüsselnummern 
200133 AW und 200134 AW sowie 

• Bekleidungsabfälle und Textilien aus privaten Haushalten gemäß Ab-
fallschlüsselnummern 200110 und 200111 AW, 

e. Gewerblicher Siedlungsabfall (hausmüllähnlicher Gewerbeabfall) zur Beseiti-
gung, welcher u.a. der Abfallschlüsselnummer 200301 entspricht und gemäß 
Verordnung über die Bewirtschaftung von gewerblichen Siedlungsabfällen und 
von bestimmten Bau- und Abbruchabfällen (Gewerbeabfallverordnung) dem 
öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträger zur Beseitigung zu überlassen ist. 

2. Aufgaben der Abfallentsorgung sind das Einsammeln, Befördern, Behandeln, Lagern, 
Ablagern und Wiederverwerten der Abfälle einschließlich der in §§ 2 bis 6 beschriebe-
nen Nebenaufgaben, soweit nachfolgend nichts Abweichendes bestimmt ist. Ther-
misch zu behandelnde Abfälle, insbesondere gemischte Siedlungsabfälle (200301 
AVV) und Sperrmüll (200307 AW) sind dem Landkreis zur Beseitigung zu überlassen. 

3. Abfallentsorgungsanlagen sind öffentliche Einrichtungen, die dem Landkreis oder den 
im Anhang 1 aufgeführten Städten und Gemeinden zur Bewältigung dieser Aufgaben 
zur Verfügung stehen. 

4. Städte bzw. Gemeinden sind die in Anhang 1 dieser Verordnung genannten Städte und 
Gemeinden. 

§ 2
Aufgabenübertragung für überlassungspflichtige Abfälle 

1. Holsystem 
Der Landkreis überträgt auf die in Anhang 1 genannten Städte und Gemeinden die 
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Aufgabe des Einsammelns und Beförderns von überlassungspflichtigen Abfällen im 
Sinne von § 1 Nummer 1 Buchstaben a bis c und e. 

z. Bringsystem 
Der Landkreis überträgt auf die in Anhang 1 genannten Städte und Gemeinden die 
Errichtung und den Betrieb von Grünabfallsammelplätzen bzw. Wertstoffhöfen zur Er-
fassung von überlassungspflichtigen Abfällen im Sinne von § 1 Nummer 1 Buchstaben 
a und d auf ihrem Gebiet. Der Landkreis gibt als Ziel den Umfang der Mindestausstat-
tung der Wertstoffhöfe vor. Abweichungen über die Mindestausstattung hinaus sind im 
Einzelfall in Abstimmung mit dem Landkreis möglich. 

3. Bioabfälle 
Der Landkreis überträgt das Einsammeln, Befördern und Verwerten von Bioabfällen im 
Sinne des § 3 Abs. 7 KrWG in Verbindung mit § 17 Abs. 1 und § 20 Abs. 1 KrWG sowie 
§ 1 Nummer 1 Buchstabe a auf die im Anhang 1 aufgeführten Städte und Gemeinden. 
Die Städte bzw. Gemeinden führen hierzu getrennte Erfassungssysteme im Sinne des 
§ 11 KrWG ein. 

§3 
Aufgabenübertragung im Holsystem 

1. Die Abfälle nach § 1 Nummer 1 Buchstaben b und e sind einzusammeln und zu den 
vom Landkreis gemäß § 1 Abs. 2 Nrn. 1 bis 3 der Satzung über die Benutzung der 
Abfallentsorgungsanlagen des Landkreises (Benutzungsordnung) vom 27.10.2015, 
zuletzt geändert durch Satzung vom 07.12.2021, zur Verfügung gestellten Abfallent-
sorgungsanlagen zu befördern. Der Landkreis kann aus wichtigen Gründen verlangen, 
dass die Abfälle zu einer anderen Abfallentsorgungsanlage gebracht werden. 

Die Abfälle nach § 1 Nummer 1 Buchstabe a (Bioabfälle einschließlich Grüngut) sind 
im Holsystem einzusammeln, sofern kein anderweitiges Erfassungssystem durch die 
in Anhang 1 genannten Städte und Gemeinde gewählt wird (vgl. §5), und in Überein-
stimmung mit den Anforderungen der BioAbfV einer geordneten, hochwertigen Ver-
wertung zuzuführen. 

Die Abfälle nach §1 Nummer 1 Buchstabe c sind von den in Anhang 1 genannten Städ-
ten und Gemeinden einzusammeln und zu den vom Landkreis zur Verfügung gestellten 
Abfallentsorgungsanlagen zu befördern, sofern die Satzung bzw. das Abfallwirtschafts-
konzept der im Anhang 1 aufgeführten Städte und Gemeinden ein Holsystem für die 
Abfälle vorsieht. In der Wahl sind die Städte und Gemeinden in ihrer Entscheidung frei. 

2. In der Wahl des jeweiligen Erfassungssystems für Leichtverpackungen (LVP) sind die 
im Anhang 1 aufgeführten Städte und Gemeinden in ihrer Entscheidung frei. Anforde-
rungen aus nachgelagerten Rechtsverordnungen im Sinne des § 11 Abs. 2 KrWG an 
das Erfassungssystem oder Verwertungsverfahren sind entsprechend zu berücksich-
tigen. Die Abstimmungsvereinbarung mit den Betreibern der Dualen Systeme im Sinne 
des VerpackG im Landkreis Neu-Ulm wird von der jeweiligen Stadt oder Gemeinde 
selbst abgeschlossen (vgl. Präambel). 
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§4 

Aufgabenübertragung im Bringsystem 

1. Die in Anhang 1 genannten Städte und Gemeinden haben einen den rechtlichen An-
forderungen entsprechenden Betrieb ihrer Einrichtungen sicherzustellen. Die Städte 
und Gemeinden setzen hierzu qualifiziertes Personal ein und schulen dieses regelmä-
ßig hinsichtlich der bestehenden fachlichen und rechtlichen Anforderungen. 

2. Die Mindestausstattung der Wertstoffhöfe besteht aus Erfassungssystemen für die in 
§ 1 Nummer 1 Buchstabe d genannten Abfälle; auf den Wertstoffhöfen ist zudem eine 
Fläche für die Erfassung von Papier, Pappe und Kartonagen sowie Glas in Zuständig-
keit und im Auftrag des Landkreises vorzuhalten. 

Der Landkreis gibt hierfür Standards, Qualitäten und Serviceziele vor. Der Landkreis 
ist für die Containergestellung, den Abtransport sowie die Verwertung einschließlich 
der hierfür erforderlichen Organisation zuständig, soweit es sich um Wertstoffe handelt, 
die unter die Mindestausstattung nach Satz 1 fallen. Der Landkreis trägt für die Min-
destausstattung die Kosten für Containermiete, Abfuhr und Verwertung bzw. Vermark-
tung und erhält die ggf. anfallenden Erlöse aus der Vermarktung der Wertstoffe. 

3. Die in Anhang 1 genannten Städte und Gemeinden dürfen die Bioabfälle nur auf sol-
chen städtischen und gemeindlichen Abfallentsorgungsanlagen (Grünabfallsammel-
plätze, Wertstoffhöfe oder Kompostierungs- oder Vergärungsanlagen) erfassen, zwi-
schenlagern und verwerten, die gegen unbefugte Benutzung eingefriedet und während 
der Öffnungszeiten beaufsichtigt werden. 

4. Die Vereinbarung über die Mitbenutzung der städtischen und gemeindlichen Wertstoff-
höfe mit den Betreibern der Dualen Systeme im Sinne des VerpackG im Landkreis 
Neu-Ulm wird von der jeweiligen im Anhang 1 aufgeführten Stadt oder Gemeinde 
selbst abgeschlossen (vgl. Präambel). 

5. Die Nutzung der städtischen oder gemeindlichen Einrichtungen steht nur den jeweils 
in dieser im Anhang 1 aufgeführten Stadt oder Gemeinde gemeldeten Einwohnern und 
Gewerbebetrieben in haushaltsüblichen Mengen zu. Diese sind jedoch berechtigt, er-
gänzend auch die Einrichtungen des Landkreises auf dem Gebiet des Landkreises au-
ßerhalb des in Anhang 1 beschriebenen Gebietes zu nutzen. 

6. Der Landkreis betreibt in seinem Zuständigkeitsbereich als öffentlich-rechtlicher Ent-
sorgungsträger Anlagen zur Abfallentsorgung. Dabei kann er neben Abfällen zur Be-
seitigung, insbesondere gemischte Siedlungsabfälle (200301 AW) und Sperrmüll 
(200307 AW) auch Erfassungssysteme für Papier, Pappe und Kartonagen (200101 
AVV) sowie Glas (200102 AW), Erfassungssysteme für Bauschutt, Erfassungssys-
teme für Grünabfälle im Sinne § 3 Abs. 7 Nrn. 1 und 2 KrWG, Erfassungssysteme für 
weitere sperrige Abfälle im Sinne von § 1 Nummer 1 Buchstabe c sowie Erfassungs-
systeme für weitere Wertstoffe, auch soweit diese nicht in § 1 Nummer 1 Buchstabe d 
genannt sind, einrichten und betreiben, die allen Landkreisbürgern zur Nutzung zur 
Verfügung stehen. 
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§5 
Aufgabenübertragung für Bioabfälle 

In der Wahl des jeweiligen Erfassungssystems sind die im Anhang 1 aufgeführten Städte und 
Gemeinden in ihrer Entscheidung frei. Anforderungen aus nachgelagerten Rechtsverordnun-
gen im Sinne des § 11 Abs.2 KrWG an das Erfassungssystem oder Verwertungsverfahren 
sind entsprechend zu berücksichtigen; insbesondere die Bioabfallverordnung mit ihren Anfor-
derungen an Hygienisierung und Reduzierung des Störstoffanteils. 

§6 
Sonstige Bestimmungen 

1. Die in Anhang 1 genannten Städte und Gemeinden erlassen Abfallentsorgungs- und 
Gebührensatzungen, die mit den entsprechenden Satzungen des Landkreises abzu-
stimmen sind. Für den Betrieb eigener Einrichtungen im Sinne von § 1 Nummer 3 er-
lassen die Städte und Gemeinden Benutzungsordnungen, die ebenfalls mit den ent-
sprechenden Benutzungsordnungen des Landkreises abzustimmen sind. 

2. Die Befugnis der in Anhang 1 genannten Städte und Gemeinden, bestimmte Abfälle 
gemäß § 20 Abs. 2 KrWG i.V.m. Art. 3 Abs. 2 BayAbfG mit Zustimmung der Regierung 
von Schwaben vom Einsammeln und Befördern auszuschließen, bleibt unberührt. 

3. Die in Anhang 1 genannten Städte und Gemeinden erstellen im Rahmen ihrer Zustän-
digkeit Abfallwirtschaftskonzepte gem. Art 13 BayAbfG, die mit dem Abfallwirtschafts-
konzept des Landkreises abzustimmen sind. Die Städte und Gemeinden erstellen im 
Rahmen ihrer Zuständigkeit ferner die Abfallbilanzen gem. Art 12 BayAbfG. Diese sind 
dem Landkreis bis spätestens 28.02. jeweils für das vorangegangene Jahr zu überlas-
sen, damit diese fristgerecht in die Abfallbilanz des Landkreises einbezogen werden 
können. 

4. Hinsichtlich der weiteren Anforderungen aus § 21 KrWG und Art. 3 BayAbfG sind die 
in Anhang 1 genannten Städte und Gemeinden verpflichtet, entsprechende Informati-
onen dem Landkreis zur Verfügung zu stellen und den Landkreis fortlaufend über Än-
derungen zu informieren. Die Städte und Gemeinden unterstützen den Landkreis bei 
seinen abfallwirtschaftlichen Aufgaben mit Daten und Auskünften aus der städtischen 
oder gemeindlichen Abfallwirtschaft. 

5. Den in Anhang 1 genannten Städten und Gemeinden obliegt hinsichtlich der Ihnen 
übertragenen Aufgaben die Abfallberatung nach § 46 KrWG. Sie setzen für die Wahr-
nehmung dieser Aufgabe qualifiziertes Personal ein und bilden dieses nach Bedarf fort. 

6. Die in Anhang 1 genannten Städte und Gemeinden stellen staatlichen Behörden auf 
Anforderung im Regel- oder im Einzelfall gewünschte Unterlagen zur Verfügung. 

7. Die im Anhang 1 aufgeführten Städte und Gemeinden unterstützen den Landkreis in 
seinen Aufgaben der Abfallentsorgung, insbesondere stellen sie ihm Grundstücke für 
die Depotcontainerstandplätze zur Verfügung. 
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B. Die in Anhang 1 benannten Städte und Gemeinden können im Benehmen mit dem 
Landkreis zur Erfüllung ihrer übertragenen Aufgaben entsprechend dieser Verordnung 
mit anderen Städten und Gemeinden im Rahmen des Gesetzes über kommunale Zu-
sammenarbeit Zweckvereinbarungen abschließen oder Zweckverbände gründen. 

9. Die in Anhang 1 genannten Städte und Gemeinden haben die Möglichkeit, eine Rück-
übertragung von Aufgaben der Abfallwirtschaft zum 01. Januar eines jeden Jahres auf 
den Landkreis mit einer im Einzelfall angemessenen Vorlaufzeit von mindestens zwei 
Jahren zu beantragen. Der Landkreis entscheidet mit einer angemessenen Frist von 
max. 6 Monaten ab dem Tag der Antragstellung über den von im Anhang 1 aufgeführ-
ten Städten und Gemeinden gestellten Antrag. 

§ 7
Gebühren 

1. Die Gebühren für die Abfallentsorgung werden von den im Anhang 1 aufgeführten 
Städten und Gemeinden nach Maßgabe ihrer Gebührensatzungen erhoben. Für die 
Entsorgung der von den Besitzern selbst bei den Entsorgungsanlagen des Landkreises 
angelieferten Abfälle erhebt der Landkreis die Gebühren direkt von den Anlieferern. 

2. Für die Entsorgung der zu den Abfallentsorgungsanlagen des Landkreises durch die 
in Anhang 1 genannten Städte und Gemeinden beförderten Abfälle sind die Städte 
oder Gemeinden dem Landkreis gegenüber Gebührenschuldner. 

3. Näheres regelt die Gebührensatzung des Landkreises. 

§ 8
Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt am 01.01.2026 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Verordnung vom 
09.12.2016 außer Kraft. 

Neu-Ulm, den 25.10.2024 
Landkreis Neu-Ulm 

Eva Treu 
Landrätin 
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Anhang 1 

Die Übertragung der abfallwirtschaftlichen Aufgaben gilt für folgende kreisangehörige Städte 
und Gemeinden: 

• Stadt Neu-Ulm 
• Stadt Senden 
• Stadt Vöhringen 
• Gemeinde Bellenberg 
• Gemeinde Elchingen 
• Gemeinde Nersingen 


